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Editorial
Mit unserer letzten Ausgabe des Steuer-
fuchs vor dem Jahresende möchten wir 
Sie über die ertragsteuerlichen Ände-
rungen 2023 informieren. Beachten Sie 
auch den letzten Check für den Termin 
31.12.2022. Informationen und Tipps 
über die nachträgliche Prüfung der Co-
vid-19-Förderungen finden Sie ebenso in 
unserem Steuerfuchs. Die lang erwartete 
Veröffentlichung der Richtlinie zum Ener-
giekostenzuschuss gilt als Startschuss 
für die entsprechenden Anträge.

Wir wünschen Ihnen für die bevorste-
henden Festtage eine ruhige und be-
sinnliche Zeit und alles Gute für das Jahr 
2023!

Last minute - 
31.12.2022
Spenden
Gerade in der Vorweihnachtszeit wird 
traditionell viel gespendet. Spenden an 
begünstigte Spendenempfänger sind 
grundsätzlich bis zu 10 % des lau-
fenden Gewinnes bzw. bis zu 10 % des 
laufenden Jahreseinkommens für das 
Jahr 2022 als Betriebsausgabe/Sonder-
ausgabe steuerlich absetzbar. Spenden, 
die bis zum 31.12.2022 überwiesen 
werden, können noch für das Jahr 2022 
steuerlich geltend gemacht werden.

Ankauf von Wertpapieren für optimale 
Ausnutzung des Gewinnfreibetrages 
2022
Die zur Ausnutzung des investitionsbe-
dingten Gewinnfreibetrages angeschaff-
ten Wertpapiere müssen bis spätestens 
31.12.2022 auf Ihrem Depot eingebucht 
sein.

Registrierkassen - Jahresendbeleg
Der Dezember-Monatsbeleg ist gleich-
zeitig auch der Jahresbeleg. Sie müs-
sen daher nach dem letzten getätigten 
Umsatz bis zum 31.12.2022 den Jah-
resbeleg erstellen und den Ausdruck 
sieben Jahre aufbewahren! Denken 
Sie auch an die Sicherung auf einem ex-
ternen Datenspeicher. Für die Prüfung 
des Jahresendbeleges mit Hilfe der Be-
legcheck-App ist bis zum 15.2.2023 Ge-
legenheit dazu. Für webservice-basierte 
Registrierkassen werden diese Schritte 
automatisiert durchgeführt.

Bei Fruchtgenussobjekten rechtzeitig 
Substanzabgeltung überweisen
Sie haben eine Immobilie unter Vor-
behalt des Fruchtgenussrechtes ver-
schenkt und die Zahlung einer Sub-
stanzabgeltung vereinbart, damit Sie 
weiterhin die Abschreibung geltend ma-
chen können? Dann denken Sie daran, 
die Substanzabgeltung auch noch heu-
er an den Geschenknehmer zu über-
weisen, da Sie sonst keine Abschrei-
bung geltend machen können. Nach 
Ansicht des BMF ist diese Substanz-
abgeltung umsatzsteuerpflichtig, wenn 
der Geschenknehmer keine persönliche 
Umsatzsteuerbefreiung (insbesondere 
Kleinunternehmerregelung) geltend ma-
chen kann.

Kroatien führt ab 1.1.2023 den EURO ein
Ab 1.1.2023 ersetzt der EURO die bis-
herig Nationalwährung Kuna. Der Um-
stellungskurs beträgt 1 Euro = 7,53450 
Kuna.

Die aktuellen Zinssätze der Finanz im 
Überblick
Zur Eindämmung der Inflation wurde 
seitens der EZB der Leitzinssatz im Jahr 
2022 mehrmals erhöht. Aktuell liegt der 
EZB-Leitzins bei 2 %. Für die Stun-
dungs-, Anspruchs-, Aussetzungs-, 
Beschwerde- und Umsatzsteuerzin-
sen gelten ab 2.11.2022 folgende Pro-
zentsätze:
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Ertragsteuerliche 
Änderungen – 
Ausblick auf 2023   
Anpassung der Grenze für Kleinunter-
nehmerpauschale
Mit dem StRefG 2020 wurde erstmals für 
das Veranlagungsjahr 2020 eine Kleinun-
ternehmerpauschalierung geschaffen. 
Diese Pauschalierung wurde bereits in 
ihrer ursprünglichen Form an die umsatz-
steuerliche Regelung des Kleinunterneh-
mers gekoppelt. Mit Initiativantrag vom 
13.10.2022 wurde nun auch für diese Pau-
schalierungsregelung der Inflation Rech-
nung getragen und folgende Ausnahmen 
von der Koppelung an die umsatzsteuer-
lichen Regelungen beschlossen:
•	 Der für die einkommensteuerliche 

Pauschalierung maßgebliche Betrag 
wird von EUR 35.000,00 auf EUR 
40.000,00, somit um EUR 5.000,00 er-
höht.

•	 Einkünfte, die nicht von der Pauscha-
lierung erfasst sind, haben keinen Ein-
fluss auf den für die Pauschalierung 
maßgeblichen Höchstbetrag von EUR 
40.000,00.

Diese Regelung ist ab der Veranlagung 
für 2023 anwendbar.

gesetzlich festgelegte 
Zinssätze 

ab 27.7.2022 ab 14.9.2022 ab 2.11.2022

Stundungszinsen 1,88 % 2,63 % 3,38 %
Anspruchszinsen  1,88 % 2,63 % 3,38 %
Aussetzungszinsen 1,88 % 2,63 % 3,38 %
Beschwerdezinsen 1,88 % 2,63 % 3,38 %
Umsatzsteuerzinsen 1,88 % 2,63 % 3,38 %
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Beispiel: Erzielt ein Steuerpflichtiger 
Einkünfte aus selbständiger Tätigkeit 
von EUR 37.000,00 und Einkünfte aus 
Vermietung und Verpachtung von EUR 
10.000,00, so kann er die Pauschalierung 
für die Einkünfte aus selbständiger Tätig-
keit anwenden, da die Einkünfte aus Ver-
mietung und Verpachtung nicht pauscha-
lierungsfähig sind.

Jahresabschlussposten im Lichte der 
Zinserhöhungen
Seit Beginn des Ukraine-Krieges leiden 
wir auf Grund von hohen Inflationsraten 
unter den massiven Teuerungen auf allen 
Ebenen des täglichen Lebens. Um die-
se Inflationsraten zu bekämpfen, wurden 
schrittweise die Leitzinssätze von der 
Europäischen Zentralbank von anfänglich  
0 % auf derzeit 2 % erhöht. Dies wirkt sich 
nicht nur direkt auf die Verteuerung der 
Finanzierungskosten aus, sondern beein-
flusst auch die Bewertung von Bilanzpo-
sten im Jahresabschluss. 
Speziell werden sich die neuen Zinssät-
ze auf die Höhe der Sozialkapitalrück-
stellungen auswirken. Je nachdem, ob 
ein aktueller Marktzinssatz oder ein ge-
wichteter Durchschnittszinssatz bei der 
Bewertung angewendet wird, zeigen sich 
die Änderungen unmittelbar oder verteilt 
über einen längeren Zeitraum. Die Zin-
serhöhungen werden daher in den mei-
sten Fällen noch längere Nachwirkungen 
haben. Der Zinssatz für die steuerliche 
Rückstellungsbildung beträgt aber unver-
ändert 6 %. 
Aber nicht nur bei der Rückstellungs- bzw. 
Forderungsbewertung, sondern auch im 
Rahmen von Finanzinstrumenten kön-
nen die erhöhten Zinsen Auswirkungen 
zeigen. Bei niedrig-festverzinsten Forde-
rungen (z. B. Anleihen) führen die erhöh-
ten Zinsen zu sinkenden Kurswerten, was 
u. U. zu einer Abwertung der Vermögens-
werte führen kann. 

Erhöhung Grenze für geringwertige 
Wirtschaftsgüter 
Die Grenze für die Sofortabschreibung 
von geringwertigen Wirtschaftsgütern wird 
ab 1.1.2023 von derzeit EUR 800,00 auf 
EUR 1.000,00 angehoben werden. Diese 
Maßnahme wirkt sich nicht nur bei den be-
trieblichen Einkünften, sondern etwa auch 
bei den Werbungskosten aus unselbstän-
diger Tätigkeit aus. 

Investitionsfreibetrag ab 2023 
Wir haben Sie bereits über die neue 
Möglichkeit der Inanspruchnahme eines 
Investitionsfreibetrages (IFB) ab dem 
1.1.2023 informiert.
Der Investitionsfreibetrag führt zu einer 
zusätzlichen Abschreibung von 10 % (bei 

klimafreundlichen Investitionen 15 %) der 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
der Anlagegüter (für maximal EUR 1 Mio. 
Anschaffungskosten p. a.). In einer aktu-
ellen Anfragebeantwortung wurden nun 
Detailfragen zum IFB bei der Anschaffung 
von Fahrzeugen klargestellt: 
•	 Die Anschaffung eines E-KFZ ist we-

der nach dem Kaufvertragsdatum noch 
der Zulassung zu beurteilen. Es ist 
der Zeitpunkt der Erlangung der wirt-
schaftlichen Verfügungsmacht maß-
geblich, das wird daher in der Regel die 
Übergabe sein.

•	 Gebrauchte Wirtschaftsgüter kommen 
analog zur Sichtweise des Gewinn-
freibetrags nicht in den Genuss eines 
Freibetrags. Daher sind E-Vorführ-
fahrzeuge vom Investitionsfreibetrag 
ausgeschlossen.

•	 Für ein E-Leasingfahrzeug kann der 
Investitionsfreibetrag vom jeweiligen 
wirtschaftlichen Eigentümer geltend 
gemacht werden.

Weitere Klarstellungen werden im EStR-
Wartungserlass 2022 zu lesen sein, der 
Anfang 2023 veröffentlicht werden soll. In 
einer Verordnung sollen die dem Bereich 
der Ökologisierung zuordenbaren Investi-
tionen präzisiert werden, wobei sich das 
Finanzamt dabei fachspezifischer Exper-
ten bedienen kann. 

TIPP: Der IFB steht grundsätzlich auch für 
aktivierte Teilbeträge der Anschaffungs- 
und Herstellungskosten zu. Für bereits 
im Jahr 2022 aktivierte Teilbeträge kann 
der IFB bei Anschaffung/Herstellung nach 
dem 31.12.2022 noch geltend gemacht 
werden.

Karin Pammer
Steuerberaterin
E-Mail: kpammer@pirklbauer.com

COVID-19-Förderprü-
fung – nachträgliche 
Prüfung durch die  
Finanzverwaltung
Das COVID-19-Förderungsprüfungsge-
setz (CFPG) sieht eine nachträgliche 
Kontrolle von aufgrund der COVID-
19-Pandemie gewährten Förderungen 
(z. B. Fixkostenzuschuss, Umsatzersatz, 
Ausfallsbonus, Verlustersatz oder Kurz-
arbeitsbeihilfe) vor. Mittlerweile finden im-
mer mehr dieser nachträglichen Kontrol-
len durch die Finanzverwaltung im Zuge 
einer Außenprüfung, Nachschau oder 
begleitenden Kontrolle statt. Dabei wer-
den die Finanzämter als Gutachter für 
die Förderstellen tätig und nicht in ihrer 
Funktion als Abgabenbehörde. Jedoch 
gelten für die Förderungsprüfung grund-
sätzlich dieselben Regelungen wie für 
„klassische“ Prüfungsmaßnahmen. Kon-
kret bedeutet dies, dass für den Prüfungs-
gegenstand (Fördermaßnahme) ein Prü-
fungsauftrag zu erteilen ist. Zudem ist im 
Rahmen der Förderungsprüfung - wie bei 
allen abgabenrechtlichen Prüfungen - das 
Parteiengehör zu wahren, sowie nach Be-
endigung der Prüfung über deren Ergeb-

nis eine Schlussbesprechung abzuhal-
ten. Zu dieser Schlussbesprechung ist der 
Abgabepflichtige, welcher die Förderung 
in Anspruch genommen hat, einzuladen. 
Aufgrund der sinngemäßen Teilanwen-
dung der BAO ist sodann im Rahmen 
der Schlussbesprechung das von der Ab-
gabenbehörde erstellte Gutachten dem 
Förderungswerber iSd Wahrung des Par-
teiengehörs vorzulegen. Weiters ist Ein-
sicht zu gewähren und die Gelegenheit 
zur Stellungnahme einzuräumen. Über 
die Schlussbesprechung ist eine Nieder-
schrift anzufertigen.
Grundsätzlich ist ein Prüfgutachten nur 
dann zu erstellen, wenn fehlerhafte 
Angaben (Zweifel an deren Richtigkeit) 
oder sonstige Umstände entdeckt wor-
den sind, welche die Förderstelle zu ei-
ner zivilrechtlichen Rückforderung der 
Förderung oder strafrechtlichen Anzeige 
veranlassen könnten. Da jedoch ohnehin 
eine Schlussbesprechung stattzufinden 
hat, besteht der Anspruch des Förde-
rungswerbers, dass in der Niederschrift 
zur Schlussbesprechung der Umstand, 
dass im Zuge der CFPG-Prüfung keine 
Feststellungen getroffen wurden, festge-
halten wird. Dadurch wiederum wird die 
Rechtssicherheit des Abgabepflichti-
gen erhöht. Der Förderungswerber hat 
jedenfalls ein Recht darauf zu erfahren, 
ob es tatsächlich Feststellungen gibt. Die 
in Anspruch genommenen Förderungen 
sind somit in der Schlussbesprechung zu 
erörtern. Die Gutachtenerstellung ist 
kein Bescheid, gegen den ein Rechts-
mittel eingebracht werden kann. Daher 
ist es besonders wichtig, alle Argumente, 
Sachverhaltselemente und Fakten bei der 
Schlussbesprechung vorzubringen 
und protokollieren zu lassen.

HINWEIS: Erfahrungsgemäß werden die 
erstellten Gutachten oftmals nicht dem 
Abgabepflichtigen zur Einsicht vorgelegt. 
Entscheidend ist jedoch, dass im Rahmen 
einer Förderungsprüfung das Recht des 
Förderungswerbers besteht, in das Gut-
achten Einsicht zu nehmen und in diesem 
Zusammenhang das Parteiengehör zu 
wahren. 

Neue Details zum En-
ergiekostenzuschuss
Nach langem Warten wurde am 
21.11.2022 die Richtlinie zur Gewäh-
rung eines Energiekostenzuschusses für 
Unternehmen veröffentlicht. Bereits am 
18.11.2022 hatte die EU-Kommission in 
einer Pressemitteilung verlautbart, dass 
die österreichische Regelung zur Unter-
stützung von Unternehmen mit hohen 
Energiekosten, im Einklang mit den Vor-
gaben des befristeten Krisenrahmens für 
staatliche Beihilfen steht und die Geneh-
migung zur Gewährung der Zuschüsse 
erteilt.
Vor diesem Hintergrund können auch 
bereits erste Anträge auf Gewährung 
eines Energiekostenzuschusses ge-
stellt werden, sofern man sich bis zum 

SteuernSteuern
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•	Restriktionen für antragstellende 
Unternehmen:
Sämtliche antragstellende Unternehmen 
haben sich zu Energiesparmaßnah-
men zu verpflichten. Diese umfassen: 
Unterbleiben der Nachtbeleuchtung, 
Unterlassung der Heizung im Außenbe-
reich, sowie ein Verbot des dauerhaften 
offenhalten von Außentüren. Die Richt-
linie sieht allerdings auch Ausnahmen 
von dieser allgemeinen Bestimmung 
vor, sofern dies für die Betriebsführung 
erforderlich ist. Dies umfasst beispiels-
weise bei der Abschaltung der Nachtbe-
leuchtung Ausnahmen für Dauer- bzw. 
Schichtbetriebe oder Beleuchtung aus 
Sicherheitsaspekten.
Darüber hinaus müssen sich antrag-
stellende Unternehmen dazu verpflich-
ten, ab dem Zeitpunkt der Veröffent-
lichung der Richtlinie per 21.11.2022 
keine Bonuszahlungen an Vorstände 
oder Geschäftsführer für das laufen-
de Geschäftsjahr in Höhe von mehr als  
50 % ihrer Bonuszahlungen für das Wirt-
schaftsjahr 2021 auszuzahlen. Bereits 
vor dem Zeitpunkt der Veröffentlichung 
der Richtlinie ausgezahlte oder gewährte 
Bonuszahlungen sind von dieser Rege-
lung nicht betroffen.
•	Nicht-Förderfähige Unternehmen
Die Richtlinie enthält einen Katalog an 
Unternehmen, die als nicht förderfähig 
anzusehen sind. Diese umfassen u. a. 
staatliche Einheiten mit Ausnahme von 
Unternehmen, die im Wettbewerb mit 
anderen stehen und keine hoheitlichen 
Aufgaben vollziehen, Gebietskörper-
schaften, Unternehmensneugründungen 
ab 1.1.2022, energieproduzierende oder 
mineralölverbrauchende Unternehmen, 
Unternehmen der land- und forstwirt-
schaftlichen Urproduktion, freie Berufe, 
und weitere (siehe 8.4. der Richtlinie).
•	 Inhalt der Förderung
Ganz allgemein sieht das Unterneh-
mens-Energiekostenzuschussgesetz 
eine Förderung von Mehrkosten für En-
ergiekosten im Zeitraum 1.2.2022 bis 

30.9.2022 mit bestimmten Obergrenzen 
vor. Darüber hinaus werden auch Ko-
sten für die Antragstellung der Basisstu-
fe bis zu einer Zuschusshöhe von EUR 
20.000,00 mit EUR 500,00 teilweise 
ersetzt. Die Förderung erfolgt in Form 
von nicht rückzahlbaren Zuschüssen als 
Einmalzahlung.
•	Die vier Förderstufen:
Förderungen im Rahmen des Energie-
kostenzuschusses sind in vier aufeinan-
der aufbauenden Förderstufen möglich, 
wobei vom Unternehmer auszuwählen 
ist, für welche Förderstufe der Antrag 
gestellt wird. Die nachfolgende Tabelle 
soll einen Überblick über die Vorausset-
zungen bieten:

Registrierkassen-
prüfung durch die 
Finanzpolizei
Bei gut 67 % der überprüften Registrier-
kassen im abgelaufenen Jahr wurden 
Verstöße festgestellt und zur Anzeige 
gebracht. Diese reichen auf der Seite 
der Hardware von einem gänzlichen 
Fehlen einer Registrierkasseneinheit 
oder deren Nichtbenutzung bis zur man-
gelhaften technischen Voraussetzung 
(z. B. „Registrierkassensicherheits-
einrichtung derzeit nicht verbunden“). 
Besonderes Augenmerk gilt den Re-
gistrierkassenbelegen, die als Monats-
beleg ausgedruckt und aufbewahrt wer-
den müssen, sowie dem Jahresbeleg, 
der über die Belegcheck-App bis zum 
15.2.2023 an das Finanzamt hochge-
laden werden muss. Im Rahmen von 
Mystery Shopping und Beobachtung 
von Geschäftsvorgängen wird auf die 
Belegerteilungspflicht („Brauchen’s 
a Rechnung? ...“) besonders geachtet. 
Verstöße dieser Art stellen eine Finanz-
ordnungswidrigkeit gem. § 51 FinStrG 
dar und werden mit einer Geldstrafe von 
bis zu EUR 5.000,00 geahndet. In Ös-
terreich besteht weiters eine - allerdings 
sanktionslose - Belegannahmeverpflich-
tung                    für den Kunden.

TIPP: Gerade in der Weihnachtszeit 
mit hoher Kundenfrequenz werden 
solche Überprüfungen verstärkt durch-
geführt werden. Es empfiehlt sich eine 
Registrierkassenmappe mit wichtigen 
Anleitungen (z. B. wie drucke ich einen 
Monatsbeleg/Jahresbeleg aus) bzw. 
Informationen für die Mitarbeiter anzu-
legen, welche dem Kontrollorgan vorge-
legt werden kann.

Nicole Fleischanderl 
Bilanzbuchhalterin

E-Mail: nfleischanderl@pirklbauer.com
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28.11.2022 vorangemeldet hat. Die AWS 
vergibt hierfür konkrete Zeitfenster (seit 
dem 29.11.2022), welche anhand der 
Reihenfolge der Voranmeldung zeitlich 
gestaffelt werden. Die Reihenfolge der 
Beantragung des Energiekostenzu-
schusses ist für die Vergabe der Förder-
mittel von Bedeutung. Aufgrund der fixen 
Budgethöhe kann nicht sichergestellt 
werden, dass alle antragstellenden Un-
ternehmen auch einen Energiekostenzu-
schuss erhalten. Die budgetären Mittel 
werden nach dem „First Come - First 
Served“ - Prinzip vergeben. 

Neuigkeiten durch die Richtlinie über 
die Gewährung eines Energiekosten-
zuschusses: 
•	 Förderfähige Unternehmen:
Mit dem Unternehmens-Energiekosten-
zuschuss (UEZ) werden grundsätzlich 
energieintensive Unternehmen geför-
dert. Darunter fallen alle gewerblichen 
und gemeinnützigen Unternehmen und 
unternehmerische Bereiche von ge-
meinnützigen Vereinen, deren jährliche 
Energie- und Strombeschaffungskosten 
sich auf mindestens 3 % des Produkti-
onswertes belaufen. Die Ermittlung der 
Energieintensität hat grundsätzlich auf 
Basis der Daten des Jahres 2021 zu 
erfolgen (Jahresabschluss oder Einnah-
men-Ausgaben-Rechnung) bzw. bei ab-
weichenden Wirtschaftsjahren auf Basis 
des Jahresabschlusses 2021/2022. 
Für die Beantragung eines Zuschusses 
im Rahmen der Basisstufe (= Stufe 1) 
kann alternativ auch auf die Daten im 
Zeitraum 1.1.2022 bis 30.9.2022 abge-
stellt werden, wobei hier bei der Ermitt-
lung des Produktionswertes Bestands-
veränderungen außer Acht gelassen 
werden können. 
Laut UEZG sind auch Unternehmen, bei 
denen die nationalen Energiesteuern 
mindestens 0,5 % des Mehrwerts be-
tragen, als energieintensiv einzustufen. 
Diese Regelung findet sich jedoch in 
den nunmehr veröffentlichten Richtlinien 
nicht wieder. 

Förder-
stufen

Voraussetzungen Förderhöhe Max. absolute 
Zuschusshöhe

Gefördert 
werden

Stufe 1 Energiekosten mind. 
3 % des Produktions-
wertes oder Umsatz 
< EUR 700.000,00

30 % der Preisdifferenz zum 
Vorjahr

min. EUR 
2.000,00
max. EUR 
400.000,00

■ Strom
■ Erdgas
■ Treib-
stoffe

Stufe 2 zusätzlich: zumin-
dest Verdoppelung 
der Preise

Verbrauch (max. 70 % VJ) x 
Anstieg Arbeitspreis (= Arbeits-
preis – 2 x VJ-Preis) x 30 %

max. EUR 2 Mio. ■ Strom
■ Erdgas

Stufe 3 zusätzlich: Betriebs-
verlust aufgrund ho-
her Energiekosten + 
förderfähige Kosten 
müssen mind. 50 
% des Betriebsver-
lustes ausmachen

Verbrauch (max. 70 % VJ) 
x Anstieg Arbeitspreis (= 
Arbeitspreis – 2 x VJ-Preis) 
x 50 % (mit Deckelung 80 % 
des Verlustes)

max. EUR 25 
Mio.

■ Strom
■ Erdgas

Stufe 4 ausgewählte Bran-
chen, z. B. Alumini-
um / Papierindustrie

Verbrauch (max. 70 % VJ) 
x Anstieg Arbeitspreis (= 
Arbeitspreis – 2 x VJ-Preis) 
x 70 % (mit Deckelung 80 % 
des Verlustes)

max. EUR 50 
Mio.

■ Strom
■ Erdgas

Berechnungshilfen werden von der AWS unter https://www.aws.at/ukraine-krieg-sonder-foerderungspro-
gramme/aws-energiekostenzuschuss/downloads/  zur Verfügung gestellt.
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Eine besinnliche Weihnacht,
ein zufriedenes Nachdenken über Vergangenes,

ein wenig Glaube an das „MORGEN“ und Hoffnung für die Zukunft
wünschen wir von ganzem Herzen - gemeinsam schafft man „VIELES“!

Ihr Pirklbauer Team
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